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Betreff: 
Immissionsschutz; Vorprüfung zur Feststellung der Verpflich-
tung hinsichtlich der Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP-Pflicht) 

 
 
Az.: 411-LGZ-824-1-78/Ha 
 
Dokument über die standortbezogene Vorprüfung der Umweltverträglichkeit nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) für die wesentliche Änderung 
der landwirtschaftlichen Biogasanlage mit Gärrestetrocknung des Anlagenbetreibers 
Stadlinger Agroenergie GmbH & Co. KG, vertreten durch Herrn Jörg Stadlinger, in 
Langenzenn 
 
 
1. Vorhaben und Pflicht zur allgemeinen Vorprüfung 

 
Die Stadlinger Agroenergie GmbH & Co. KG, vertreten durch Herrn Jörg Stadlinger, 
betreibt auf der Flur-Nr. 1484/0 der Gemarkung Langenzenn eine 
immissionsschutzrechtlich genehmigte landwirtschaftliche Biogasanlage. Es handelt sich 
hierbei um eine Anlage zur Erzeugung von Strom, Prozesswärme oder erhitztem Abgas in 
der Verbrennungseinrichtung durch den Einsatz von gasförmigen Brennstoffen mit einer 
Feuerungswärmeleistung von 1 Megawatt bis weniger als 10 Megawatt sowie zur 
biologischen Behandlung von Gülle, soweit die Behandlung ausschließlich zur Verwertung 
durch anaerobe Vergärung erfolgt, mit einer Durchsatzkapazität von weniger als 100 
Tonnen je Tag, soweit die Produktionskapazität von Rohgas 1,2 Mio. Normkubikmetern je 
Jahr oder mehr beträgt. 
 
Die Stadlinger Agroenergie GmbH & Co. KG plante auf der vorgenannten Fläche die 
wesentliche Änderung der landwirtschaftlichen Biogasanlage gem. § 16 des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG). Die Anlage sollte um die Errichtung und 
den Betrieb eines zusätzlichen Blockheizkraftwerkes im Container für die bedarfsgerechte 
Einspeisung sowie einer Einhausung der Trocknungsanlage mit Silobox erweitert werden. 
Weiterhin sollte der Standort des Gärrestelagers 2 (Gärrestelagerbehälter) mit 
Entnahmeplatz geändert, der Gärrestetrockner mit Separatoreinheit und Abluftwäscher 
ausgetauscht sowie das Havariebecken angepasst (Neubemessung) werden. 
 
Für das Vorhaben war eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach §§ 9 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 2, 7 Abs. 2 UVPG i. V. m. Ziffer 1.2.2.2, Spalte 2 der Anlage 1 des UVPG 
dahingehend durchzuführen, ob für das Vorhaben die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Dies wäre der Fall, wenn die überschlägige 
Prüfung der Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter des § 2 Abs. 1 UVPG zu 
dem Ergebnis führt, dass erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen auf diese zu 
erwarten sind. 
 



 
 
 

VERMERK 
 
 
 

In den am 11.05.2020 eingegangenen Antragsunterlagen der ServiceUnion GmbH vom 
28.02.2020 (Az. K49433-1100-DT) sowie den Nachtragsunterlagen vom 04.08.2020 und 
26.10.2020 waren Unterlagen zur allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls enthalten.  

 
2. Verfahren 

 
Im Verfahren zur allgemeinen Vorprüfung wurde das Sachgebiet 45 „Bauleitplanung, 
Bauordnung, Denkmalschutz“, der Fachbereich Umwelthygiene (Sachgebiet 34 
„Gesundheitsamt“), der Technische Umweltschutz (Sachgebiet 42 „Umwelt- und 
Naturschutz – Technik“), die untere Naturschutzbehörde (Sachgebiet 42 „Umwelt- und 
Naturschutz – Technik“) sowie das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg beteiligt.  

Die Prüfung der involvierten Fachstellen führte zu dem Ergebnis, dass keine der in Nr. 2.3 
der Anlage 3 zum UVPG genannten besonders empfindlichen Gebiete von dem Vorhaben 
betroffen sind. Im Einzelnen führte die Prüfung zu folgenden Ergebnissen: 

Die Fachstellen des Sachgebietes 45 teilten mit, dass das Vorhaben keine erkannte 
Relevanz für das betrachtete Schutzgut des kulturellen Erbes aufweise. Belange von Bau- 
und Bodendenkmalpflege seien nicht betroffen, da sich in dem betroffenen Gebiet keine 
Bau-/Bodendenkmäler befinden und eine Betroffenheit des Schutzgutes somit nicht 
erkennbar sei. Dementsprechend können keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen auf das Schutzgut festgestellt werden. 

Der Fachbereich Umwelthygiene äußerte sich als Fachstelle zu den Schutzgütern Mensch 
(insbesondere menschliche Gesundheit), Fläche und Boden, Wasser, Luft und Klima. Es 
konnten keine Anhaltspunkte für relevante negative Auswirkungen auf diese Schutzgüter 
festgestellt werden, da es sich bei dem Vorhaben um ein kleinflächiges, abgegrenztes 
Vorhaben ohne Fernwirkung handele. 

Der Technische Umweltschutz betrachtete die Schutzgüter Mensch (insbesondere 
menschliche Gesundheit), Luft und Klima. Hinsichtlich des Schutzgutes Mensch und Klima 
konnten keine relevanten Umweltauswirkungen durch das Vorhaben festgestellt werden. 
Hinsichtlich des Schutzgutes Luft seien wegen der vorgesehen Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf das 
Schutzgut zu erwarten. 

Die Prüfung des Fachbereichs Naturschutz-Technik umfasste die Schutzgüter Tiere, 
Pflanzen und biologische Vielfalt, Fläche und Boden, Wasser und Landschaft. Hinsichtlich 
aller Schutzgüter seien wegen der vorgesehen Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu 
erwarten. 

Das Wasserwirtschaftsamt Nürnberg äußerte sich zum Schutzgut Fläche und Boden sowie 
Wasser insofern, dass wegen der vorgesehen Vermeidungs- und 
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Verminderungsmaßnahmen auch hier keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen auf diese Schutzgüter zu erwarten sind. 

 
3. Abschließende Bewertung/Ergebnis 
 

Das Landratsamt Fürth, Sachgebiet 41 „Umwelt- und Naturschutz –Recht“, kommt als 
zuständige Genehmigungsbehörde unter Beachtung sämtlicher Stellungnahmen der 
beteiligten Fachstellen zu folgendem Ergebnis: 
 
Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls zur Feststellung der UVP-Pflicht hat 
ergeben, dass im Einwirkungsbereich der Biogasanlage keines der in Nr. 2.3 der Anlage 3 
zum UVPG genannten besonders empfindlichen Gebiete vorhanden ist. Die Schutzgüter 
des § 2 Abs. 1 UVPG sind durch die geplante wesentliche Änderung der Biogasanlage 
entweder nicht betroffen oder es liegen wegen der vorgesehenen Vermeidungs- und 
Verminderungsmaßnahmen keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf 
diese vor.  Es ist daher gem. §§ 9 Abs. 2, 5 UVPG keine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen. 
 
 
 

Zirndorf, den 01.12.2020 
 
Landratsamt Fürth 
Sachgebiet 41 
Arbeitsbereich 411 
 
 
gez. 
 
Hampel-Niemzok 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


